
ihrer Entwicklung, den sich das Gericht allein aus der 
Haltlosigkeit und Triebhaftigkeit der Angeklagten er­
klärt, erscheint doch zu abrupt, um ihn noch als normal 
zu betrachten. Das Gericht hätte in diesem Fall ein 
psychiatrisches Gutachten beiziehen müssen.

Das Urteil verletzt aber auch in der Strafzumessung 
das Gesetz (§ 17 Abs. 2 JGG). Das KrG Jena verurteilte 
die jugendliche Angeklagte gern. § 361 Abs. 1 Z i f f .  3 
und 6 c StGB zu 6 Monaten Freiheitsentzug. Es ist von 
der irrigen Annahme ausgegangen, daß der in § 17 
Abs. 2 Satz 1 JGG festgelegte Strafrahmen in jedem 
Falle Geltung habe, also allein in diesem Rahmen ohne 
Rücksicht auf den Strafrahmen des konkret verletzten 
Gesetzes eine Strafe festzulegen sei. Es hat dabei über­
sehen, daß im folgenden Satz dieser Bestimmung fest­
gelegt wird, daß die in den einzelnen Bestimmungen 
des allgemeinen Strafrechts enthaltenen Strafrahmen 
Anwendung zu finden haben, und zwar lediglich mit 
der Beschränkung, daß weder das Höchstmaß von 
10 Jahren überschritten, noch das Mindestmaß von 
3 Monaten unterschritten werden darf. Das bedeutet, 
daß im vorliegenden Falle das Kreisgericht die jugend­
liche Angeklagte unter Heranziehung der §§ 361, 18, 
77 Abs. 2 StGB in Vbdg. mit § 17 Abs. 2 JGG zu einem 
Freiheitsentzug von höchstens 3 Monaten verurteilen 
konnte.

Erich G ott er t,
Leiter der Justizverwaltungsstelle im Bezirk Gera

§ 219 StPO.
X. Erscheint der Privatkläger ohne begründete Ent­

schuldigung nicht in der Hauptverhandlung, so ist 
durch Beschluß des Gerichts auszusprechen, daß die 
Privatkiage als zurückgenommen gilt. Gegen diesen Be­
schluß ist das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig.

2. Die Entschuldigung für das Nichterscheinen in der 
Hauptverhandlung ist begründet, wenn der Privatkläger 
eine dringende Reise antreten mußte, die keinen Auf­
schub duldete.
3. Die Folgen des § 249 Abs. 1 StPO treten nicht ein,’ 
wenn sich der Privatkläger in der Hauptverhandlung 
vertreten läßt. Das gilt auch dann, wenn das persön­
liche Erscheinen des Privatklägers angeordnet war.

BG Leipzig, Bcschl. vom 13. Juni 1956 ;— 2 b Qs 
106/56.

Nachdem der Privatkläger am 9. Mai 1956 gegen den Be­
schuldigten bei dem Kreisgericht Wurzen wegen Beleidigung 
Privatklage erhoben, die Strafkammer am 23. Mai 195« das 
Hauptverfahren eröffnet und Termin zur Hauptverhandlung 
aut den 31. Mai 1956 bestimmt hatte, stellte der Privatkläger, 
dessen persönliches Erscheinen zur Hauptverhandlung un­
geordnet und dem die Ladung am 25. Mai 1956 zugestellt wor­
den war, durch den von ihm bevollmächtigten Rechtsanwalt 
den Antrag auf Vertagung der Hauptverhandlung um drei 

‘Wochen. Begründet wurde der Vertagungsantrag damit, daß 
sich der Privatkläger am 28. Mal 1956 für zwei bis drei Wochen 
nach Westdeutschland begeben habe.

Das Kreisgericht hat den Termin nicht verlegt, sondern in 
der Hauptverhandlung am 31. Mal 195", zu der der Vertreter 
des Privatklägers — jedoch dieser selbst nicht — erschienen 
war, den Beschluß verkündet, daß die Privatklage gemäß 
§ 249 StPO als zurückgenommen gelte. Dieser Beschluß ent­
hält keine Ausführungen darüber, weshalb die Entschuldigung 
des Privatklägers als nicht begründet angesehen worden ist. 
Dem am gleichen Tage schriftlich wiederholten Vertagungs­
antrag des Vertreters des Privatklägers ist mit der Begründung 
nicht stattgegeben worden, daß der Privatkläger die Möglich­
keit gehabt habe, bei dem Gericht unter Vorlage der ent­
sprechenden Unterlagen Vertagung zu beantragen.

Gegen den Beschluß, mit dem das Kreisgericht ausgesprochen 
hat, daß die Privatklage als zurückgenommen gilt, hat der 
Privatkläger durch seinen Vertreter fristgerecht Beschwerde 
eingelegt und beantragt, die Entscheidung aufzuheben und das 
Kreisgericht anzuweisen, das Privatklageverfahren durchzu­
führen.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst ist es erforderlich zu prüfen, ob gegen den 

Ausspruch des Kreisgerichts, daß die Privatklage wegen 
unbegründeten Ausbleibens des Privatklägers zur 
Hauptverhandlung als zurückgenommen gilt, überhaupt 
ein Rechtsmittel zulässig ist.

Außer den Beendigungsmöglichkeiten eines jeden 
Strafverfahrens, die gemäß § 250 StPO auch im Privat­
klageverfahren bestehen, kennt dieses zwei weitere 
Möglichkeiten der Beendigung. Während im Falle des 
§ 252 StPO — der einen Möglichkeit,— ausdrücklich 
bestimmt wird, daß das Verfahren durch Beschluß ein­
zustellen ist und die Akten dem Staatsanwalt zu über­
geben sind, läßt die Strafprozeßordnung die Frage 
offen, ob und welche Entscheidung vom Gericht zu

treffen ist, wenn der Privatkläger in der Hauptverhand­
lung ohne begründete Entschuldigung nicht erscheint. 
Daß ein Urteil nicht zu ergehen hat, ergibt sich aus 
§ 219 StPO. Die Frage, ob ein Beschluß zu verkünden 
oder lediglich der Vermerk in das Protokoll über die 
Hauptverhandlung aufzunehmen ist, daß als Folge des 
Ausbleibens die Privatklage als zurückgenommen gilt, 
kann allein auf Grund der Formulierung des § 249 
Abs. 1 StPO nicht beantwortet werden; sie ist jedoch 
von Bedeutung, weil der Privatkläger bei der ersten 
Annahme — soweit es sich um einen erstinstanzlichen 
Beschluß handelt — das Rechtsmittel der Beschwerde 
besäße, anderenfalls aber die nur protokollierte Fest­
stellung des Eintritts der gesetzlichen Folge des Aus­
bleibens nicht anfechten könnte.

Der Senat steht auf dem Standpunkt, daß bei Vor­
liegen der Voraussetzungen des § 249 Abs. 1 StPO ein 
Beschluß erlassen und dem Privatkläger das Recht der 
Beschwerde gegeben werden muß. Die Entscheidung 
der Frage, ob eine Entschuldigung für das Nichterschei­
nen in der Hauptverhandlung begründet ist oder nicht, 
liegt im Ermessen des Gerichts. Der Privatkläger muß 
deshalb die Möglichkeit haben, durch das Rechtsmittel­
gericht nachprüfen zu lassen, ob das Kreisgericht seine 
Entschuldigung richtig beurteilt hat; denn die nicht un. 

* bedeutenden Folgen des unbegründeten Nichterschei­
nens zur Hauptverhandlung sollen nur denjenigen Pri­
vatkläger treffen, der sich zu seiner Privatklage nach­
lässig verhält, zur Hauptverhandlung nicht erscheint 
und sich nicht vertreten läßt oder für sein Fernbleiben 
ungerechtfertigte Argumente vorbringt.

Die Beschwerde gegen den Beschluß des Kreisgerichts 
vom 31. Mai 1956 ist daher zulässig und auch begrün­
det.

Der Privatkläger hat am 26. Mai 1956 und nochmals 
ausführlich am 31. Mai 1956 glaubhaft versichert, daß 
er am 28. Mai 1956 eine Reise zu seinen Geschwistern 
nach Westdeutschland antreten mußte, die keinen Auf­
schub mehr erfahren durfte, wenn ihr Zweck nicht ver­
fehlt werden sollte. Das Kreisgericht hat im Beschluß 
über die Ablehnung des Verlegungsantrages vom
31. Mai 1956 zum Ausdruck gebracht, daß es den Ver­
handlungstermin vertagt hätte, wenn vom Privatkläger 
die Unterlagen für die Reise vorgelegt worden wären.' 
Der Senat ist der Auffassung, daß von der Vorlage der 
Unterlagen die Entscheidung über den Verlegungsantrag 
nicht abhängig gemacht werden durfte. Wenn, wie im 
vorliegenden Falle, nichts dafür spricht, daß der Pri­
vatkläger die Reise mutwillig zu dem Zeitpunkt der 
Hauptverhandlung angetreten hat, dann mußte seinem 
Antrag stattge^eben oder sein Ausbleiben in der 
Hauptverhandlung als begründet angesehen werden. 
Der Grundsatz, Strafverfahren ohne Verzögerung inner­
halb der gesetzlichen Frist durchzuführen, wird dadurch 
nicht verletzt.

Das Kreisgericht durfte aber schon aus einem ande­
ren Grunde nicht aussprechen, die Privatklage gelte als 
zurückgenommen. Gemäß § 249 Abs. 2 StPO kann sich 
der Privatkläger in der Hauptverhandlung vertreten 
lassen. Ist zur Hauptverhandlung der Privatkläger nicht 
erschienen, dafür aber sein Vertreter, so treten selbst 
dann die Folgen des § 249 Abs. 1 StPO nicht ein, wenn 
das persönliche Erscheinen der Parteien angeordnet 
war. Das ergibt sich aus der Systematik des Gesetzes. 
Wenn das persönliche Erscheinen der Parteien angeord­
net worden und der Privatkläger zwar vertreten war/ 
ohne begründete Entschuldigung aber selbst nicht er­
schien, dann kann ein solches Verhalten wohl als Miß­
achtung, die die Würde des Gerichts verletzt, gewertet 
und gegen den Privatkläger eine Ordnungsstrafe fest­
gesetzt werden (§ 89 StPO), nicht aber tritt dadurch die 
in § 249 Abs. 1 genannte Folge ein.

Aus den dargelegten Gründen war der angefochtene 
Beschluß aufzuheben und das Kreisgericht anzuweisen, 
das Privatklageverfahren durchzuführen.

Zu k a u f e n  g e s u c h t :
Literatur zum BGB, HGB und Aktienrecht (größere 
Kommentare und Lehrbücher, auch Monographien), 
ferner rechtsphilosophische Literatur, Archiv für 
civilistische Praxis, Iherings Jahrbücher, Zeitschrift 
für das gesamte Handelsrecht und Konkursrecht. 

Paul Feith, VVolfcn/Btfd., Beethovenstr. 27
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